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Auswirkungen des gestoppten Gesamtschulvorhabens in Oberhausen-Lirich auf die 
Schulplatzversorgung 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Stadt Oberhausen beabsichtigte, im Stadtteil Lirich eine weitere Gesamtschule einzurich-
ten, um auf den deutlich gestiegenen Bedarf an Schulplätzen in der Sekundarstufe I zu rea-
gieren. Nach Angaben der Stadtverwaltung sollte die Schule zunächst in einem Übergangs-
standort untergebracht und anschließend an einem Neubau errichtet werden. Der hierfür er-
forderliche Errichtungsbeschluss fand in der Ratssitzung am 13. Juli 2026 jedoch keine Mehr-
heit. 
 
Mit Blick auf den bestehenden Bedarf an Schulplätzen stellt sich die Frage, wie die Landesre-
gierung die Auswirkungen dieser Entscheidung auf die Schulentwicklungsplanung in Oberhau-
sen bewertet. 
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8451 mit Schreiben vom  
10. August 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1.  Wie bewertet die Landesregierung den Bedarf an zusätzlichen Schulplätzen in der 

Sekundarstufe I in der Stadt Oberhausen? 
 
Die Landesregierung bewertet laufende Planungen von Schulträgern außerhalb förmlicher Ge-
nehmigungsverfahren grundsätzlich nicht. Der Landesgesetzgeber hat mit der Regelung des 
§ 80 Schulgesetz NRW den Bereich der Schulentwicklungsplanung den kommunalen Schul-
trägern übertragen. Hierzu gehört auch die Ermittlung des Bedarfs an Schulplätzen (Schüler-
aufkommen) und die darauf fußende Kapazitätsplanung. Entsprechend beschließt der Schul-
träger auch über konkrete Maßnahmen, wie die Errichtung, die Änderung und die Auflösung 
einer Schule. Zwar bedarf der Beschluss des Schulträgers der Genehmigung durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde, hierbei kann aber lediglich die korrekte Rechtsanwendung überprüft 
werden.  
 
Die Verwaltung der Stadt Oberhausen kommt auf Grundlage der aktuellen Schülerbestands-
daten, der Kinderbestandsdaten, der Übergangszahlen sowie der 
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Schulentwicklungsprognosen zu dem Ergebnis, dass in der Sekundarstufe I in den kommen-
den Jahren ein Bedarf an Schulplätzen entsteht, der weitere schulorganisatorische Maßnah-
men erfordert. Das Ministerium für Schule und Bildung sieht keinen Anlass, diese Einschät-
zung in Frage zu stellen. 
 
 
2.  Welche Abstimmungen haben zwischen der Stadt Oberhausen und der Schulauf-

sicht des Landes zur geplanten Einrichtung einer weiteren Gesamtschule stattge-
funden? 

 
Die obere Schulaufsichtsbehörde hat die Stadt Oberhausen entsprechend dem gesetzlichen 
Auftrag (§ 80 Absatz 1 Satz 3 SchulG) beraten und dieser Empfehlungen gegeben. Sie hat die 
Stadt Oberhausen mindestens seit dem Jahr 2019 auch hinsichtlich der Neuerrichtung von 
Schulen beraten. Konkret hat die obere Schulaufsichtsbehörde in den letzten Jahren die fol-
genden Gesprächs- und Beratungstermine mit Bezug auf eine Schaffung weiterer Schulplätze 
durch Ausbau oder Errichtung u.a. von Gesamtschulen benannt: 
 
- 3. November 2023: Schulträgerberatung mit der Stadt Oberhausen 
- 17. Februar 2025: Erneute Schulträgerberatung 
- 31. Mai 2025: Gesprächstermin zur Schulplatzsituation mit dem zuständigen Beigeord-

neten der Stadt Oberhausen und den Sprechern der weiterführenden Schulen. 
 
 
3.  Wie bewertet die Landesregierung die Planungen der Stadt Oberhausen zur Ein-

richtung einer weiteren Gesamtschule für die Deckung des Bedarfs an Schulplät-
zen in der Sekundarstufe I? 

 
Auf die Antwort zu der Frage 1 wird verwiesen. Den Schulträgern stehen verschiedene Instru-
mente (Errichtung, Ausbau, Teilstandorte, Mehrklassen) zur Verfügung, um eine angemes-
sene Versorgung mit Schulplätzen zu gewährleisten. Dabei besteht ein weites Planungser-
messen. Der Schulträger hat vorliegend bereits zahlreiche Maßnahmen zur Kapazitätserwei-
terung beschlossen oder umgesetzt. Auf Bitte der Stadt Oberhausen hat die obere Schulauf-
sichtsbehörde eine Vorprüfung der Genehmigungsfähigkeit der Errichtung einer weiteren Ge-
samtschule durchgeführt. Sie ist dabei zu dem Ergebnis gelangt, dass Genehmigungshinder-
nisse gemäß § 81 Absatz 3 Satz 2 Schulgesetz NRW voraussichtlich nicht vorliegen. 
 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung die Möglichkeiten, eine weitere Gesamtschule 

in Oberhausen mit ausreichend Lehrkräften auszustatten? 
 
Auf Basis der Erfahrungen mit einer zum Schuljahr 2024/2025 errichteten Gesamtschule in 
Oberhausen geht die obere Schulaufsichtsbehörde davon aus, dass auch bei einer weiteren 
Gesamtschule die Lehrkräfteversorgung grundsätzlich gewährleistet ist. Die neu errichtete Ge-
samtschule habe von Anfang an ausreichend Personal gewinnen können.  
 
 
5.  Welche Auswirkungen hätte die Einrichtung einer weiteren Gesamtschule in Ober-

hausen nach Einschätzung der Landesregierung auf die Lehrkräfteversorgung an 
den übrigen Schulen in Oberhausen? 

 
Die Landesregierung stellt keine Prognosen über die Auswirkungen noch nicht beschlossener 
schulorganisatorischer Maßnahmen an.  
 


